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Anforderungen an ein Landeshundegesetz

Zum Schutz von Mensch und Tier muss verhindert werden, dass Hunde durch fehlende Sachkenntnis, Unverantwortlichkeit oder Profitgier von Züchter, Halter und Händler ihr angeborenes Wesen derart verändern, dass eine unmittelbare oder potentielle Gefahr von ihnen ausgeht. Es ist von einer rasse- gewichts- oder größespezifischen Einteilung in gefährlich, potentiell gefährlich oder ungefährlich abzukommen und statt dessen eine individuelle, fachkompetente Beurteilung vorzunehmen. Es muss ferner gewährleistet werden, dass die durch fehlende Regelungen der Vergangenheit derzeit noch existierenden, als tatsächlich gefährlich anzusehenden Halter-Hund-Beziehungen angemessen kontrolliert, mit Auflagen versehen, oder aufgelöst werden.

Folgende Anforderungen sollte ein Landeshundegesetz aufweisen, um den genannten Ansprüchen zu genügen:

1. Es muss verhindert werden, dass ein Jeder, also auch ein Mensch ohne Fachkenntnis und Verantwortung, sowie einer, der nur am Hund verdienen will, züchten darf. Jede Zucht muss behördlich genehmigt und überwacht werden. Lediglich eine Mitgliedschaft des Züchters in einem Dachverband ist hier keinesfalls ausreichend.

2. Es muss verhindert werden, dass ein Jeder, also auch ein Mensch ohne Fachkenntnis und Verantwortung, sowie einer, der nur am Hund verdienen will, Hunde an Dritte abgeben darf. Jede Weitergabe von Hunden an Dritte muss behördlich genehmigt und überwacht werden. Hierbei sollten insbesondere die diesbezüglich erfahrenen, behördlich anerkannten Tierheime des Landes berücksichtigt werden. Lediglich eine Mitgliedschaft des Händlers in einem Dachverband ist hier keinesfalls ausreichend.

3. Es müssen alle Halter-Hund-Beziehungen, unabhängig von Rasse und Größe des Hundes, behördlich genehmigt und gemeldet sein. Die Hunde müssen ferner mit einem Mikrochip gekennzeichnet und in einem der anerkannten Zentralregister registriert werden. Jemand, der einen Hund, gleich welcher Rasse und Größe, halten möchte, hat die notwendige Sachkunde nachzuweisen. Zum Nachweis der Sachkunde sollten insbesondere behördlich überwachte Tierheime und anerkannte, behördlich zu überwachende Hundeschulen hinzugezogen werden. Die Beantwortung öffentlich bekannter Fragebögen, oder Dialoge der Halter mit Tierärzten, sind hierfür nicht ausreichend geeignet. Diese Sachkunde sollte bei der Vermittlung von Halter-Hund-Beziehungen, welche aus den nach Punkt 2 stammenden Quellen zusammen geführt werden, direkt von den behördlich anerkannten Vermittlungsquellen vorgenommen werden können und insbesondere die individuelle Halter-Hund-Kombination berücksichtigen.

4. Es ist darauf zu achten, dass Tierschutzgesichtspunkte insgesamt stärker berücksichtigt werden, da nur durch sachkundigen und artgerechten Umgang mit Hunden ein ausgeglichenes, für Mensch und Tier ungefährliches Wesen der Tiere gewährleistet werden kann.

5. Eine Beurteilung der Gefährlichkeit einer Halter-Hund-Beziehung ist individuell zu erstellen und darf nicht auf rasse- gewichts- oder größespezifischen Vorgaben beruhen.

6. Ein Landeshundegesetz sollte, unter Berücksichtigung der Punkte 1 bis 5, auf der ordnungsbehördlichen Verordnung über die Zucht, die Ausbildung, das Abrichten und das Halten gefährlicher Hunde (GefHuVO NW) vom 21 September 1994 aufbauen.

